
zu verstehen. Gleichgültigkeit als Ursache des Nijht- 
bewußtwerdens der Pflicht kann immer dann als 
verantwortungslos gewertet werden, wenn ein normales, 
von jedem Verkehrsteilnehmer zu erbringendes not­
wendiges Maß an Interessen- und Aufmerksamkeits­
zuwendung verlangt war und dabei keine erschwerend 
wirkende Bedingungen oder Umstände auftraten, der 
Verkehrsteilnehmer es aber trotzdem an dieser In­
teressen- und Aufmerksamkeitszuwendung fehlen ließ.

Unter diesen Gesichtspunkten war daher in der erwähn­
ten Untersuchung zu prüfen, welche Formen der unbe­
wußten Pflichtverletzungen, die bisher als fahrlässige 
Straftaten behandelt wurden, von den Kriterien des § 10 
Abs. 2 erfaßt werden.

Verletzung von Pflichten, die sich aus 
verkehrsrechtlichen Vorschriften ergeben

In den meisten Fällen der unbewußten Pflichtverletzun­
gen im Straßenverkehr werden konkrete, unabdingbar 
anzuwendende Bestimmungen der StVO, der StVZO 
oder Sonderbestimmungen verletzt. Der Verkehrsteil­
nehmer muß hierbei nicht selbst entscheiden, welches 
Verhalten pflichtgemäß ist, sondern hat eine bestimmte 
Verhaltensnorm zu befolgen (z. B. die Geschwindigkeits­
begrenzung gern. § 7 Abs. 1 StVO). Die Pflichtverletzung 
wird nicht bewußt, weil bereits das Moment der Hand­
lung bzw. des Unterlassens, das die Pflichtverletzung 
bewirkt, nicht bewußt wird. Hier sind nach der vor­
genommenen Analyse zwei Arten von Pflichtverletzun­
gen hervorzuheben:
1. Der Verkehrsteilnehmer erfüllt insgesamt pflicht­
gemäß eine konkrete Verhaltensnorm im Straßenver­
kehr, dabei unterläuft ihm aber ein Fehler, den er selbst 
nicht bemerkt (z. B. häufig beim Beachten der Vorfahrt 
gern. § 13 Abs. 2 und 3 StVO). Fehlende Sorgfalt oder 
Ungenauigkeit führen dann zu Fehlern in der Wahr­
nehmung, aber auch im Ausführen von Tätigkeiten. In 
diesen Fällen spielen auffallend häufig äußere Be­
dingungen (Witterung, Straßenverhältnisse und Ver­
kehrsorganisation) eine negative Rolle, weil sie die An­
forderungen an den Verkehrsteilnehmer noch erhöhen. 
In der Regel finden wir in dieser Gruppe gute Kraft­
fahrer.
Nach der jetzigen Fassung des § 10 Abs. 2 läge bei den 
meisten Fällen dieser Art keine fahrlässige Straftat vor, 
weil das Kriterium „verantwortungslose Gleichgültig­
keit“ nicht gegeben ist. Es wären auch diejenigen Fälle 
strafrechtlich nicht relevant, in denen sich der Verkehrs­
teilnehmer die Pflicht zunächst bewußt macht, bei deren 
Erfüllung aber in irgendeiner Beziehung verantwor­
tungslos handelt und dadurch unbewußt die Pflicht 
nicht erfüllt.
2. Dem Verkehrsteilnehmer wird nicht bewußt, daß er 
eine konkrete Verhaltensnorm zu erfüllen hat, und er 
nimmt deshalb die pflichtgemäße Handlung insgesamt 
nicht vor (z. B. die Prüfung der Verkehrs- und Betriebs­
sicherheit seines Fahrzeuges nach § 5 Abs. 3 StVO). 
Gründe hierfür können völlige Gedankenlosigkeit in 
bezug auf den Verkehrsablauf, Vergeßlichkeit, Un­
kenntnis von Vorschriften, starke psychische Belastun­
gen u. ä. sein.
Bis auf einige Ausnahmen würden die Fälle aus dieser 
Gruppe nach § 10 Abs. 2 weiterhin strafrechtlich rele­
vant bleiben. Es fielen hier insbesondere die Fälle 
heraus, in denen die äußere Situation (Bedingungen von 
Straße, Beschilderung, Beleuchtung, Verkehrsorganisa­
tion) solche hohen Anforderungen an das Erkennen der 
Pflicht stellt, daß nicht verantwortungslose Gleichgültig­
keit, sondern schon ein kleiner Mangel in der Aufmerk­
samkeitszuwendung, im Risikobewußtsein u. ä. zum 
Nichterkennen der Pflichten führte.

Verletzung von Pflichten, die sich aus 
einer konkreten Verkehrssituation ergeben
Anders gelagert sind die Fälle, in denen solche Pflich­
ten verletzt werden, die sich für den Verkehrsteilneh­
mer aus einer bestimmten Situation ergeben und die 
für diese Situation nirgends konkret vorgeschrieben 
sind (z. B. die Begrenzung der Fahrgeschwindigkeit 
gern. § 7 Abs. 2 StVO, die Grundregeln für das Verhal­
ten im Straßenverkehr gem. § 1 Abs. 1 und 2 StVO) oder 
die zwar konkret in einer Rechtsnorm vorgeschrieben, 
aber an bestimmte Bedingungen und Umstände ge­
knüpft sind, über deren Vorliegen und Auswirkungen 
der Verkehrsteilnehmer selbst zu entscheiden hat (z. B. 
die Fahrtüchtigkeit gern. § 5 Abs. 1 StVO). Dem Ver­
kehrsteilnehmer wird in diesen Fällen — im Gegensatz 
zu denen der ersten Gruppe — das Moment der Hand­
lung bzw. das Unterlassen, das objektiv die Pflicht­
widrigkeit enthält, voll bewußt. Er entscheidet sich zu 
diesem Verhalten, erkennt es aber aus verschiedenen 
Gründen nicht als Pflichtverletzung. Das Nichtbewußt­
werden der Pflichtverletzung hat seine Ursache darin, 
daß der Verkehrsteilnehmer seine eigene bewußte 
Handlung falsch wertet. Er ist entweder davon über­
zeugt, daß er verkehrsgerecht handelt, oder er prüft die 
Auswirkungen seines Handelns oder Unterlassens gar 
nicht (dazwischen gibt es Nuancen). Ursachen für die 
falsche Bewertung des eigenen Handelns ist häufig 
Gleichgültigkeit, aber auch Selbstüberschätzung, Egois­
mus, Oberflächlichkeit, mangelndes Verantwortungs­
und Risikobewußtsein.
Auch in dieser Gruppe können zwei unterschiedliche 
Arten von Pflichtverletzungen festgestellt werden:
1. Die Verkehrssituation wird auf Grund einer Fehl­
einschätzung der einzelnen Größen der Situation und 
ihrer Veränderung falsch beurteilt. Die Pflichtverlet­
zung wird dem Verkehrsteilnehmer nicht als solche 
bewußt, weil ihm seine Handlung für die Situation, wie 
er sie sieht, pflichtgemäß erscheint. Seine Pflichtver­
letzung besteht eben darin, daß er die Situation fälscht 
einschätzt.
Diese Vorgänge blieben nach § 10 Abs. 2 zum größten 
Teil strafrechtlich relevant. Zwei Seiten sind jedoch 
dabei zu beachten:
E r s t e n s  hat der Verkehrsteilnehmer keine konkrete, 
für eben diese Situation unbedingt anzuwendende recht­
liche Norm als sichere und eindeutige Verhaltensdirek­
tive, denn er muß alle Faktoren in ihrer Bedeutung 
selbst erkennen und sich seine Pflichten auf Grund 
dessen bewußt machen (das spricht oft gegen verant­
wortungslose Gleichgültigkeit);
z w e i t e n s  ist der andere, gefährdete Bürger schon im 
Aktionsbereich des Verkehrsteilnehmers, und dessen 
gesamte weitere Einschätzungen und Handlungen müs­
sen in Hinsicht darauf vorgenommen werden, das Leben 
und die Gesundheit des anderen unbedingt zu schützen 
(das setzt andererseits den hohen Maßstab). Im Ver­
gleich zur gegenwärtigen Praxis entfielen aus dem 
Straftatenbereich nach dem Entwurf nur die wenigen 
Fälle, bei denen der Verkehrsteilnehmer die Situation 
verantwortungsbewußt erwogen hat, aber das richtige 
Einschätzen insbesondere des zu erwartenden Verhal­
tens des anderen Verkehrsteilnehmers sehr schwierig 
ist.
2. Beim Verkehrsteilnehmer liegen ständige physische 
und psychische (meist altersbedingte) oder auch zeit­
weilige Mängel (seelische Beeinträchtigung, allgemeine 
Leistungsminderung usw.) vor, die die Fahrtüchtigkeit 
beeinträchtigen. Diese Mängel sind dem Verkehrsteil­
nehmer bewußt, werden aber in ihren Auswirkungen 
auf die Verkehrssicherheit nicht beachtet. Der Ver­
kehrsteilnehmer bildet sich ein, die Mängel würden
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